
 

  1 

 

 

 
Vernehmlassung zum Bericht  
«Strassenfinanzierung im Kanton St.Gallen: Zwischenstand und Thesen» 
 
 
Sehr geehrte Frau Regierungsrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Kantonale Gewerbeverband St.Gallen (KGV) bedankt sich für die Möglichkeit, sich zum Bericht 
«Strassenfinanzierung im Kanton St. Gallen: Zwischenstand und Thesen» vernehmen lassen zu 
können. 
 
Der KGV anerkennt das Problem, dass aufgrund des bestehenden Anreizsystems bei der Motorfahr-
zeugsteuer mittel- und langfristig mit sinkenden Einnahmen bei gleichbleibenden oder steigenden 
Kosten bei Bau und Unterhalt von Strassen zu rechnen ist. Das bestehende System gilt es somit zu 
überdenken.  
 
Für den KGV als Vertreter von zahlreichen Gewerbebetrieben sind dabei folgende Prämissen zentral: 
 
1. Investitionen in die Infrastruktur: Die Einnahmen der Motorfahrzeugsteuer müssen in erster 

Linie dem Bau und Unterhalt der Strassen für den motorisierten Verkehr zukommen. Das 
Gewerbe ist auf eine leistungsfähige Strasseninfrastruktur angewiesen und ein leistungsfähiges 
Strassennetz dient dem Kanton auch als wesentlicher Standortvorteil. 

 
2. Kostenneutralität für das Gewerbe: Das Gewerbe kämpft auf vielen Seiten mit steigenden 

Kosten (z.B. Rohstoffknappheit, Fachkräftemangel). Eine weitere Kostenerhöhung, z.B. durch 
die Motorfahrzeugsteuer, schadet der Attraktivität des Kantons. Dem vom Gewerbe verur-
sachten Verkehr (z.B. Fahrt des Handwerkers auf die Baustelle, Transport) steht unmittelbar 
Wertschöpfung gegenüber, die wieder dem Kanton durch Steuereinnahmen zu Gute kommt.  
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3. Technologieneutralität: Im Bericht wird mehrheitlich zwischen Verbrennungs- und Elektro-
motoren unterschieden. Daneben gibt es aber auch zahlreiche andere alternative Antriebs-
lösungen oder -entwicklungen. Dabei ist insbesondere an Wasserstoff oder Synfuels zu 
denken. Der KGV fordert daher, dass die Motorfahrzeugsteuer technologieneutral auszuge-
stalten ist. Von der Bevorzugung eines bestimmten, alternativen Antriebs ist abzusehen. 

 
 
Ausgehend von diesen Prämissen äussern wir uns nachfolgend zu den gestellten Fragen. 
 
1) Fahrzeugbesteuerung 
Der KGV begrüsst die Einschätzung zur Rollenteilung zwischen Bund und Kantonen und lehnt eine 
Mobilitäts- oder Infrastrukturbesteuerung klar ab. Der Kanton soll sich auch in Zukunft auf eine 
Fahrzeugbesteuerung beschränken. 
 
2) Anzahl und Ausprägung der Varianten 
Den Varianten ist die Berücksichtigung des Gewichts gemein. Bei den Varianten 1 bis 3 soll ein 
zusätzliches Element einfliessen (Energie/CO2, Leistung oder Verbrauch). Hierbei ist anzumerken, 
dass es sich bei diesen drei Varianten grundsätzlich um die gleiche Grundidee handelt und sich die 
Varianten 1 bis 3 nicht grundlegend unterscheiden. Denn vereinfacht gilt: je schlechter die Energie-
effizienz, resp. je höher die Leistung umso höher der Verbrauch. Der KGV spricht sich ohnehin für die 
Variante 4 mit einigen Modifikationen (siehe Frage 3) aus. Aus unserer Sicht erübrigen sich somit 
weitere Varianten und Ausprägungen. 
 
3) Variantenpräferenzen 
Die Bewertungsmatrix und Beurteilung der einzelnen Varianten ist nicht durchwegs nachvollziehbar 
und erscheint zielgerichtet erfolgt zu sein. Dies betrifft insbesondere die vom Kanton bevorzugte 
Variante 2. Bei der Berücksichtigung der Leistung wird mitunter das Gewicht ein zweites Mal indirekt 
berücksichtigt und besteuert. Gerade im Gewerbe- und Transportbereich werden mehrheitlich 
schwerere Fahrzeuge (PW für Anhängerbetrieb, Lieferwagen) eingesetzt, welche aufgrund des 
höheren Gewichts auch höher motorisiert sind, ohne dass es sich dabei um eine (allenfalls politisch 
unerwünschte) Übermotorisierung handelt. Mit dem Merkmal der Leistung wird indirekt auch der 
Verbrauch besteuert. Dieser Umstand blieb – obschon er in den Varianten 1 und 3 als (zu Recht) 
unerwünscht beurteilt wurde – unbeachtet. Auch stellt sich im Rahmen der Umsetzbarkeit die Frage, 
ob PS/kW gerade im Hinblick auf Elektroautos und alternative Antriebe noch als sinnvolle Einheit 
angesehen werden kann. Schliesslich steht die hohe Gewichtung der verursachergerechten 
Finanzierung von Personenschäden in keinem Zusammenhang mit dem verhältnismässig geringen 
Anteil der Kosten für verkehrspolizeiliche Aufgaben bei der Mittelverwendung. Der weitaus grösste 
Teil der Mittel geht in den Bau und Unterhalt von Strassen. Zudem wird im Bericht nicht dargelegt, 
dass ein direkter Zusammenhang zwischen Gewicht und/oder PS und den Kosten für verkehrs-
polizeiliche Aufgaben besteht. So kann ein Unfall mit leichten/nicht stark motorisierten Fahrzeugen zu 
genau gleichen Aufwänden der Verkehrspolizei führen als mit schweren Fahrzeugen.  
 
Ausgehend von der Mittelverwendung dient die Motorfahrzeugsteuer in massgeblicher Weise dem 
Bau und Unterhalt von Strassen. Folglich sollen in erster Linie auch Strassenschäden, resp. der Be-
darf an Strassen abgedeckt werden (Benutzung der Strassen). Dies gelingt am Besten mit der 
heutigen Variante 0 und der Variante 4. Wie es bereits im Bericht ausgeführt wurde, ist das 
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bestehende Modell bewährt und einfach in der Umsetzung. Der Anpassungsbedarf ergibt sich einzig 
deshalb, weil aufgrund grosszügiger Steuerabzüge mittel- und langfristig die Einnahmen sinken 
dürften. Das Anreizsystem ist daher zu überdenken, nicht aber das bestehende Modell – dafür gibt es 
keinen Grund. Der KGV ist klar der Meinung, dass im Grundsatz das bestehende Modell 
(Bemessungsgrundlage Gewicht) beibehalten werden soll und kein Wechsel auf ein kompliziertes 
neues Bemessungsmodell mit mehreren Parametern erfolgen soll.  
 
Vorschlag KGV: 
Die bewährte Bemessungsgrundlage des Fahrzeuggewichts soll beibehalten werden. Das bestehende 
Anreizsystem mit 4-jähriger Steuerbefreiung und anschliessendem 50%-igen Abzug für Elektro-
fahrzeuge ist aufgrund der zunehmenden Technologiedurchdringung vollständig abzuschaffen 
(allenfalls mit Übergangsfrist). Wenn überhaupt sollen neue Technologien durch eine Prämie bei der 
Anschaffung gefördert werden (ähnlich dem System von PV-Anlagen oder energetischen Investitionen 
bei Häusern), nicht aber durch langfristige Steuererleichterungen oder -befreiungen. Dies auch vor dem 
Hintergrund der geforderten verursachergerechten Besteuerung. Ein Fahrzeug mit alternativem Antrieb 
beansprucht die Strasseninfrastruktur in gleichem Masse wie ein Fahrzeug mit herkömmlichem Antrieb. 
Eine steuerliche Ungleichbehandlung macht somit keinen Sinn. Als einzigen Korrekturfaktor ist das 
Mehrgewicht des alternativen Antriebs in Abzug zu bringen (wie Variante 4). Dabei ist Technologie-
neutralität zu wahren. Das bedeutet, dass das Mehrgewicht eines alternativen Antriebs egal welcher 
Technologie beim Fahrzeuggewicht in Abzug zu bringen ist, um das steuerrelevante Gewicht zu 
erhalten. Vereinfacht gesagt: das Fahrzeug wird generell nach dem Gewicht besteuert, dass es ohne 
Antrieb hätte.  
 
4) Steuersatz, Steuerfuss 
Der Steuersatz und der Steuerfuss sollen aus Sicht des KGV beibehalten werden, wobei grundsätzlich 
auch immer eine Senkung anzustreben ist. Hingegen ist über die Steuerbefreiung von gewissen 
Fahrzeugen, die in Konkurrenz mit privaten Anbietern stehen, zu diskutieren. So sind beispielsweise 
Fahrzeuge des Kantons und der Gemeinde für Strassenunterhalt von der Motorfahrzeugsteuer befreit, 
nicht aber Fahrzeuge von privaten Anbietern. Gleiches gilt für Bus- und Postautobetriebe. Diese 
bieten teilweise auch Auftragsfahrten an und stehen somit im direkten Konkurrenzverhältnis zu 
privaten Carfahrten-Anbietern. Der KGV ist der Meinung, diese Steuerbefreiungen aufzuheben oder 
zumindest drastisch zu verringern. 
 
5) Motorfahrradsteuer, schnelle E-Bikes 
Die Besteuerung von Motorfahrrädern und schnellen E-Bikes ist aus Sicht des KGV unbedingt 
beizubehalten. Die flächenmässige Beanspruchung der Strasse durch E-Bikes oder herkömmliche 
Fahrräder kann dabei nicht als Beurteilungskriterium dienen. Vertreter dieser Anspruchsgruppe 
fordern sehr häufig (und auch erfolgreich) eigene Verkehrswege ein. Diese teure Infrastruktur wird 
vom motorisierten Verkehr bezahlt. Im Sinne der Verursachergerechtigkeit ist vielmehr über eine 
Erhöhung der Besteuerung dieser Verkehrsgruppe zu diskutieren. 
 
 
Zusammenfassend ergibt sich der Änderungsbedarf an der Motorfahrzeugbesteuerung einzig und al-
lein aufgrund des bestehenden Anreizsystems. Folglich ist dieses abzuschaffen, da es in Anbetracht 
der zunehmenden Technologiedurchdringung seinen Zweck auch abschliessend erfüllt hat. Im 
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Hinblick auf die zukünftige Besteuerung drängt sich somit aus Sicht des KGV kein Systemwechsel 
auf.  
 
Wir danken Ihnen für Ihre Kenntnisnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
Andreas Hartmann  Felix Keller 
Präsident    Geschäftsführer 


